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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Januar 1953 

6-81407 -3204/52 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Deckung der 
Rentenzulagen nach dem Rentenzulagengesetz 
in den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 98. Sitzung am 19. Dezember 1952 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, die aus 
der Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vorzusdilagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
AUein-Vertrieb: Dr. Hans Heger. Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Deckung der Rentenzulagen nadi dem Rentenzulagengesetz 
in den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§1 

(1) Für die Zeit vom 1. April 1953 bis zum 
31. März 1956 stellen die Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter und die Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten, ge- 
trennt für jeden der beiden Versldierungs- 
zweige, die Mittel für 75 vom Hundert der 
Mehraufwendungen bereit, die durch die Zu- 
lagen nach dem Rentenzulagengesetz vom 
10. August 1951 (BundesgesetzbL I S. 505) in 
der Rentenversicherung der Arbeiter und In 
der Rentenversicherung der Angestellten ent- 
stehen. 

(2) Die nach Absatz 1 bereitzustellenden 
Mittel werden von sämtlichen Versicherungs- 
trägern, getrennt für jeden der beiden Ver- 
sicherungszweige, nach Maßgabe ihrer Bei- 
tragseinnahmen jeweils für ein Kalenderjahr 
gemeinsam aufgebracht. Wenn hiernach ein- 
zelnen Versicherungsträgern von ihren Ge- 
samteinnahmen für das Kalenderjahr weniger 
Mittel verbleiben, als zur Deckung ihrer Ge- 
samtausgaben für das Kalenderjahr erforder- 
lich sind, so werden die auf diese Versiche- 
rungsträger nach Satz 1 entfallenden Auf- 
bringungsanteile entsprechend gekürzt; die 
ausfallenden Teile der Aufbringungsanteile 
werden auf die anderen Versicherungsträger 
nach Maßgabe ihrer Beitragseinnahmen für 
das Kalenderjahr verteilt, das Nähere be- 
stimmt der Bundesminister für Arbeit. 

§2 

(1) In Höhe der nach § 1 bereitgestellten 
Mittel werden in Durchführung des § 3 


Abs. 1 des Rentenzulagengesetzes für die ein- 
zelnen Versicherungsträger Schuldbuchforde- 
rungen auf Ersudien des Bundesministers der 
Finanzen in das Bundesschuldbuch einge- 
tragen. Die Schuldbuchforderungen sind je- 
weils vom ersten Tage des Monats ab, für den 
die Mittel von den Versicherungsträgern be- 
reitgestellt werden, zum jeweiligen Wechsel- 
diskontsatz der Bank deutscher Länder, je- 
doch nicht mit mehr als 5 vom Hundert zu 
verzinsen. Die Zinsen sind halbjährlich nach- 
träglich jeweils am 31. März und am 30. Sep- 
tember eines jeden Kalenderjahres zu zahlen. 

(2) Die Vorschriften des Reichsschuldbuch- 
gesetzes finden sinngemäße Anwendung; die 
Löschung der Forderungen gegen Aus- 
reichung von Schuldverschreibungen und die 
Veräußerung sowie die Belastung der Schuld- 
buchforderungen sind unzulässig. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des ^,andes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4, Januar 1952 
(BundesgesetzbL I S. 1) auch im Lande Berlin. 

§ 4 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit die zur Durchführung des § 2 er- 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1953 in 
Kraft. 



Begründung 


Nach § 3 Satz 1 des Rentenzulagengesetzes 
vom 10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 505) trägt der Bund die durch die Zulagen 
entstehenden Aufwendungen. Im Hinblick 
auf die bedrängte Haushaltslage des Bundes 
und die günstige Kassenlage der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestell- 
ten wurde in den § 3 des Gesetzes eine Rege- 
lung aufgenommen, nach welcher die Ver- 
sicherungsträger für die Zeit vom Inkraft- 
treten des Gesetzes bis zum 31. März 1952 
einen Teil der Aufwendungen zu tragen 
haben. 

Diese Regelung gilt nach § 1 Abs, 1 des Ge- 
setzes vom 13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 442) auch für das Rechnungsjahr 1952, je- 
doch mit der Maßgabe, daß der Bund die 
von den Versicherungsträgern für die Dauer 
des Rechnungsjahres 1952 zu tragenden 
Mehraufwendungen durch Übertragung 
solcher Vermögenswerte auszugleichen hat, 
die laufende Einnahmen erbringen. 

Die Versicherungsträger bedürfen zur Auf- 
rechterhaltung ihrer Leistungsfähigkeit nicht 
einer Vermehrung ihres veräußerlichen Ver- 
mögens, denn sic würden diese Werte nicht 
verbrauchen, sondern zinsbringend anlegen 
und die Zinsen für die Sozialleistungen mit 
verwenden. Entscheidend für die Leistungs- 
fähigkeit der Versicherungsträger ist nicht 
das angesammelte Vermögen selbst, sondern 
die Zinskraft dieses Vermögens. Den berech- 
tigten Bedürfnissen der Rentenversicherungs- 
träger wird also hinreichend Rechnung ge- 
tragen, wenn ihnen unveräußerliche, aber 
einen angemessenen Zins einbringende Ver- 
mögenswerte zugestanden werden. Dem kann 
dadurch entsprochen werden, daß die 
Rentenversicherungsträger unveräußerliche 
Schuldtitel gegen den Bund erhalten. Als 
Zinssatz kommt der Wedhseldiskontsatz der 
Bank deutscher Länder in Betracht; hierbei 
ersdieint es angezeigt, die Höchstgrenze der 
Verzinsung auf 5 v. H. festzusetzen. Diese 
Regelung Ist in dem inzwischen vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes zum Ausgleich der 
von den Versicherungsträgern der gesetz- 
lichen Rentenversidierungen im Haushalts- 
jahr 1952 zu tragenden Mehraufwendungen 
vorgesehen. 

Im Rechnungsjahr 1953 tritt eine weitere 
Verschärfung der Haushaltslage des Bundes 
ein. Sie wird auf dem Gebiete des Sozialhaus- 


halts u. a. dadurch verursacht, daß der Bund 
die Lasten für das Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetz vom 1. April 1953 ab in 
vollem Umfange übernehmen soll. Auf der 
anderen Seite ergibt sich für die Rentenver- 
sicherungsträger eine entsprechende haushalts- 
mäßige Entlastung und zudem eine weitere 
günstige Entwicklung der Kassenlage. Gesamt- 
haushaltswirtschaftlich kann es nicht verant- 
w^ortet werden, daß mit Hilfe von Bundes- 
Iclstungen an anderen öffentlichen Stellen 
Kassenüberschüsse angesammelt werden, wäh- 
rend der Bund nicht in der Lage ist, seinen 
Verpflichtungen nachzukommen. Es ist für die 
Versichcrungs träger zumutbar, daß zur Er- 
reichung eines ausgeglichenen Bundeshaushal- 
tes, der nach Artikel 110 Abs. 2 Satz 2 GG 
zwingend vorgeschrieben ist, der Bund den 
Trägern der Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten 

a) 25 V. H. der Aufwendungen für die Ren- 
tenzulagen durch Barzuschüsse gewährt und 

b) in Höhe von 75 v. H. der Aufwendungen 
verzinsliche Schuldbudiforderungen eintra- 
gen läßt. 

Finanzwirtschaftlich würde somit der Bund 
seiner Verpflichtung nach § 3 des Renten- 
zulagengesetzes Im vollen Umfange nach- 
kommen. 

Danach werden Insgesamt 170 Mio DM = 
100 V. H. der Zulagen in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung und 185 Mio DM 
= 25 V. H. der Zulagen in den übrigen Ren- 
tenversicherungen, Insgesamt 355 Mio DM, 
also annähernd 40 v. H. der gesamten Renten- 
zulagen in bar und der Rest — etwa 555 Mio 
DM — in Form von verzinslichen Schuldbuch- 
forderungen geleistet. Nach Durchführung die- 
ser Regelung verbleibt, wie sich aus der an- 
liegenden Übersicht''') ergibt, der Gesamtheit 
der Träger der Invalidenversicherung und der 
Angestelltenversicherung im Rechnungsjahr 
1953 immer noch ein Kassenüberschuß von 
rd. 414 Mio DM. 

Gleichwohl kann es Vorkommen, daß einzelne 
Versicherungsträger, wenn sie die nach dem 
Gemeinlastverfahren auf sie entfallenden 
Schuldbuchforderungen in voller Höhe über- 
nehmen sollen, von ihren Gesamteinnahmen 
nicht mehr so viel übrig behalten, wie zur 


* Siehe Seite 4. 
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Deckung ihrer Gesamtausgaben erforderlich 
wäre. Deshalb ist vorgesehen, daß der von 
solchen Versicherungsträgern zu übernehmende 
Betrag von Schuldbuchforderungen entspre- 
chend herabgesetzt und der ausfallende Be- 
trag auf die anderen, finanzstärkeren Ver- 
sicherungsträger verteilt wird. 

Da mit einer Entlastung der Haushaltslage des 
Bundes auch in den nächstfolgenden Jahren 
nicht gerechnet werden kann, andererseits auch 
eine Verschlechterung der Kassenlage der Ver- 
sicherungsträger nicht zu erwarten ist, wird 


die vorgesehene Regelung zweckmäßig nicht 
auf das Rechnungsjahr 1953 beschränkt, son- 
dern zunächst auf die Dauer von drei Jahren 
erstreckt, um alljährliche und die Einbringung 
des Haushaltsgesetzes verzögernde Verhand- 
lungen zu vermeiden. Die berechtigten Inter- 
essen der Rentenversicherungsträger werden 
hierbei nicht beeinträchtigt. Sollten wider Er- 
warten in einem der nächstfolgenden Jahre 
Liquiditäts- (Kassen-) Schwierigkeiten elntre- 
ten, so würde In jedem Fall der Bund auf 
Grund der Garantie nach Artikel 120 GG 
einzutreten haben. 


Übersicht 

über die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben der Rentenversicherungsträger im 

Rechnungsjahr 1953 einschließlich Berlin 



Invaliden- 

versicherung 

Mill. DM 

Angestellten- 

versicherung 

Mill. DM 

knappschaft- 
liche Versiche- 
rung 

Mill. DM 

Einnahmen 




Beiträge 

Zinsen einschl. der Zinsen aus Schuldbuch- 

3 050 

1 370 

680 

forderungen 

85 

25 

1 

Grundbeträge Invalidenversicherung . 

654 

14 

— 

Grundbeträge knappschaftl. Versicherung 

— 

— 

65 

Zuschuß knappschaftliche Versicherung . , 

— 

— 

16 

Zuschuß Tbc 

24 

7 

1 

Flüchtlingsrenten 

212 

176 

— 

§ 90 BVG 

169 

50 

11 

Rentenzulagen 

119 

66 

170 


4 313 

1 708 

944 

Ausgaben 




Renten ohne Zulagen 

2 782 

1 105 

640 

Rentenzulagen 

475 

265 

170 

Erstattung an Knappschaft 

43 

16 

— 

Zahlung an Berlin 

70 

35 



Beiträge an Krankenversicherung .... 

321 

93 

59 

Heilverfahren 

212 

76 

14 

Verwaltungkosten 

86 

28 

22 


3 989 

1 618 

905 

Überschuß 

Überschuß in der Invalidenversicherung und 
Angestellten Versicherung 

324 
+ 90 

414 

90 

39 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 19. Dezember 1952 


An den Herrn 
Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 28. November 1952 — 6 - 81407 - 
3204/52 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
98. Sitzung am 19. Dezember 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Deckung der 
Rentenzulagen nach dem Rentenzulagengesetz 
in den Rechnungsjahren 1953, 1 954 und 1955 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Dr, Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Deckung der Rentenzulagen nach dem Renten- 
zulagengesetz in den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955 


1. In der Überschrift sind die Worte „1954 
und 1955" zu streichen. 

2. In § 1 Abs. 1 sind die Worte „bis zum 
31. März 1956‘‘ in „bis zum 31. März 
1954" zu ändern. 

Begründung zu 1 und2: 

Es erscheint nicht vertretbar, das Gesetz 
von vornherein auf 3 Jahre zu erstrecken. 
Eine Beschränkung auf das Rechnungsjahr 
1953 Ist daher geboten. 

3. In 5 1 Abs. 1 Zeile 5 wird die Zahl „75“ 
durch die Zahl „60" ersetzt. 

4. § 1 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Wenn hiernach einzelnen Versiche- 
rungsträgern von Ihren Gesamtein- 
nahmen für das Kalenderjahr weniger 
Mittel verbleiben, als zur Deckung 
Ihrer Gesamtausgaben für das Kalen- 
derjahr erforderlich sind, so hat der 
Bundesarbeitsminister die auf diese 
Versicherungsträger nach Satz 1 ent- 
fallenden Aufbringungsanteile ent- 
sprechend zu kürzen und die ausfal- 
lenden Teile der Aufbringungsanteile 
auf die anderen Versicherungsträger 
nach Maßgabe ihrer Beitragseinnah- 
men für das Kalenderjahr zu ver- 
teilen.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Änderung stellt klar, 
daß es sich bei der Kürzung der Auf- 
bringungsanteile und der Verteilung der 
ausfallenden Teile der Aufbringungsan- 
teile um überregionale Verwaltungsakte 
des Bundesarbeitsministers handelt. 

5. In § 2 Abs. 1 werden die Worte „ , je- 
dodi nidit mit mehr als 5 vom Hundert“ 
gestridien. 


Begründung : 

Die Streichung Ist erforderlich, da es nicht 
vertretbar ist, einen starren Zinssatz vor- 
zuschreiben. 


6. § 2 Abs. 1 letzter Satz Ist entsprechend 
Ziffer 1 wie folgt zu ändern: 

„Die Zinsen sind halbjährlich nach- 
träglich am 31. März und am 30. Sep- 
tember zu zahlen.“ 


7. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschriften des Reichsschuld- 
buchgesetzes (RGBl. 1910 S. 840) fin- 
den sinngemäß Anwendung. Die 
Schuldbuchforderungen der Renten- 
versicherungsträger sind für die Dauer 
von 3 Jahren grundsätzlich unkünd- 
bar. Nach Ablauf dieser Zeit sind die 
Forderungen jährlich mit 3 v. H. 
unter Einbeziehung der ersparten Zin- 
sen zu tilgen. Stellt die Aufsichtsbe- 
hörde fest, daß die Kassenlage des 
Rentenversicherungsträgers den Rück- 
griff auf die Schuldbuchforderung not- 
wendig macht, um die gesetzlichen 
Pflichtleistungen zu decken, so kann 
auf Grund dieser Forderung der von 
der Aufsichtsbehörde des Rentenver- 
sicherungsträgers als notwendig be- 
zelchnete Geldbetrag mit einer Frist 
von drei Monaten zurückgefordert 
werden.“ 

Begründung: 

Im Interesse der Liquidität der Renten- 
versicherungsträger muß die Möglichkeit 
zur Kündigung der Schuldbuchforderun- 
gen vorgesehen werden. 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundes rates zum Entwurf eines Gesetzes über die 
Deckung der Rentenzulagen nach dem Rentenzulagengesetz in den Rechnungsjahren 

1953, 1954 und 1955 


1. Zu Vorschlag 1 und 2 — Überschrift und 
<5 1 Abs. 1: 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt 
werden. 

Begründung: 

Die Rentenversicherungsträger sind so- 
wohl nadi ihrem Beitragsaulkommen wie 
nach ihrem Vermögensstand durchaus m 
der Lage, dem Bund 75 v. H. der Mittel, 
die für die Durchführung des Rentenzu- 
lagengesetzes in der Invaliden- und Angc- 
stelltenversicherung benötigt werden, auf 
die Dauer von drei Jahren zur Verfügung 
zu stellen. Es wird auf die der Gesetzes- 
begründung beiliegende Übersicht über 
die Einnahmen und Ausgaben der Ren- 
tenversicherungsträger im Rechnungsjahr 
1953 verwiesen; eine wesentlidie Ände- 
rung ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung in den Rechnungsjahren 1954 und 
1955 nicht zu erwarten. 

2. Zu Vorschlag 3 — % 1 Abs. 1 Zeile 5: 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt 
werden. 

Begründung: 

Die Herabsetzung des Prozentsatzes von 
75 V. H. auf 60 v. H. würde bedeuten, 
daß der Bundeshaushalt zusätzlich mit 
einem Betrag in Höhe von 111 Mill. DM 
belastet wird, wofür eine Deckung nicht 
vorhanden und auch vom Bundesrat nicht 
aufgezeigt ist. 

3. Zu Vorschlag 4 — § 1 Abs. 2: 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates 
betrifft nicht den ganzen Absatz 2 des § 1, 
sondern nur den Satz 2 von Absatz 2. 
Der vorgeschlagenen Änderung des § 1 
Abs. 2 Satz 2 wird zugestimmt. 

4. Zu Vorschlag 5 — § 2 Abs. 1: 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt 
werden. 


Begründung: 

Da der Bund an die Ansätze des Haus- 
haltsplans gebunden ist, muß ein Höchst- 
zinssatz vereinbart werden. 

5. Zu Vorschlag 6 — § 2 Abs. 1 letzter Satz: 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt 
werden. 

Begründung: 

Wie zu den Abänderungsvorschlägen 1 
und 2 ausgeführt, wird an einer Geltungs- 
dauer des Gesetzes von drei Jahren fest- 
gehalten. 

6. Zu Vorschlag 7 — ^2 Abs. 2: 

Dem Vorschlag kann in dieser Fassung 
nicht zugestimmt werden. 

Begründung: 

Liquiditätsschwierigkeiten können den 
Rentenversicherungsträgern durdi Anle- 
gung ihrer Gelder in Schuldbuchforderun- 
gen nicht erwachsen, da der Bund gemäß 
Artikel 120 des Grundgesetzes verpflichtet 
ist, bei etwa auftretendem Bedarf die not- 
wendigen Zuschüsse zur Aufrechterhal- 
tung der Liquidität der Rentenversiche- 
rungsträger zu leisten. 

Um jedoch die Schuldbuchforderungen 
der Rentenversicherungsträeer nicht zu 
einer ewigen Schuld des Bundes werden 
zu lassen, ist die Bundesregierung bereit, 
die Schuldbuchforderuneen jeweils nach 
Ablauf von drei Jahren mit 1 vom Hun- 
dert jährlich zu tilgen. Es wird daher vor- 
geschlagen, dem § 2 Abs. 1 folgende neue 
Sätze 4 und 5 anzufügen: 

„Nach Ablauf von jeweils drei Jahren 
sind die Schuldbuchforderungen mit 1 
vom Hundert zuzüglich der durch 
die Tilgung ersparten Zinsen zu tilgen. 
Die Tilgungsbeträge sind jährlich 
nachträglich jeweils am 31. März jeden 
Kalenderjahres zu zahlen.“ 

7. Schreibfehlerberichtigung: 

Im § 2 Abs. 1 Satz 1 ist „§ 3 Abs. 1“ zu 
streichen, dafür ist zu setzen „§ 3 Satz 1“. 
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